
Bezirk Leipzig — Erfahrungen zur Arbeitsweise der 
Gerichte in Arbeitsrechtssachen vorgetragen. Zugleich 
wurden einige Schwerpunkte der weiteren Arbeit, be­
sonders in Vorbereitung einer für das II. Quartal 1972 
vorgesehenen Plenartagung des Obersten Gerichts zu 
Fragen der Arbeite- und Lebensbedingungen der Werk­
tätigen, behandelt.

In der Aussprache wurden Erfahrungen bei der wirk­
samen Gestaltung der arbeitsrechtlichen Verfahren, 
zur konzentrierten Verfahrensdurchführung, zur Ge­
staltung der Leitungstätigkeit der Senate für Arbeits­
rechtssachen und der Präsidien der Bezirksgerichte, zur 
analytischen Arbeit, zur Verbesserung der Zusammen­
arbeit mit den Gewerkschaften und den Konfliktkom­
missionen sowie zur Integration der Erfahrungen der 
Gerichte in die komplexe Gestaltung der Leitungstä­
tigkeit in den Territorien ausgetauscht. Breiten Raum 
nahm der Beitrag der Arbeitsrechtsprechung zur Ent­
wicklung sozialistischer Lebensweisen, insbesondere 
bei der Gestaltung der Arbeite- und Lebensbedingun­
gen und bei der weiteren Festigung von Ordnung und 
Disziplin in aen Betrieben ein. Kritisch wurde einge­
schätzt, daß trotz guter Beispiele der gerichtlichen Tä­
tigkeit noch nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft wer­
den, um zu den Ursachen der Arbeitsstreitfälle vorzu­
dringen und durch differenzierte Maßnahmen, z. B. 
Gerichtskritiken oder Verhandlungen in den Betrieben, 
auf eine Gestaltung der Arbeitsverhältnisse hinzuwir­

ken, die den gesellschaftlichen Erfordernissen ent-' 
spricht. Gerade in Vorbereitung des VIII. Parteitages 
der SED mpß sich die Leitung der Arbeitsrechtspre­
chung darauf konzentrieren, diese Mängel schnell zu 
überwinden.

♦

Am 4. Februar 1971 wurden im Ministerium der Justiz 
13 Mitglieder eines Studentenkollektivs der Sektion 
Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin 
für besondere Leistungen im wissenschaftlich-produk­
tiven Studium ausgezeichnet.
Die Mitglieder des Kollektivs, die inzwischen ihr Stu­
dium abgeschlossen haben, hatten unter Leitung von 
Prof. Dr. Anita Grandke untersucht, wie die Grundsätze 
des sozialistischen Familienrechts in der Praxis ver­
wirklicht werden. Sie waren dabei zu wertvollen Er­
kenntnissen gelangt, die für die gesellschaftliche Vor­
bereitung junger Bürger auf die Ehe und für die Ge­
staltung sozialistischer Familienbeziehungen von Nut­
zen sind. Die Vorschläge zur Verbesserung der gericht­
lichen Tätigkeit, insbesondere zur Erhöhung der Quali­
tät von Klage und Klagerwiderung im Eheverfahren, 
konnten bereits an 15 Kreisgerichten erprobt wer­
den.
Staatssekretär Dr. Ranke würdigte die Arbeit des Kol­
lektivs als einen Anfang interdisziplinärer Familien­
forschung und als Beitrag zur engeren Verbindung von 
Forschung, Lehre und Ausbildung.

Rechtsprechung

Familienrecht

§§29, 25 FGB; OG-Richtlinie Nr. 18.
1. Hat eine geschiedene Ehefrau während der Ehe im 
Einverständnis mit ihrem Ehemann den Haushalt ver­
sorgt und die Kinder betreut und muß sie sich nach 
der Ehescheidung unter erschwerten Bedingungen (hier: 
Ausübung des Erziehungsrechts für mehrere Kinder 
und erhebliche Erwerbsminderung) auf die Ausübung 
einer beruflichen Tätigkeit umstellen, kann ein Unter­
haltsanspruch gegeben sein. Lebt sie allerdings nach 
der Scheidung mit einem anderen Mann zusammen und 
versorgt diesen, dann ist sie so zu behandeln, als wenn 
sie über ein diesen Arbeitsleistungen entsprechendes 
Arbeitseinkommen verfügt.
2. Sind minderjährige Kinder, die höhere Einkünfte 
aus eigener Berufstätigkeit erzielen, als wirtschaftlich 
selbständig anzusehen, so darf der nichterziehungsbe- 
rcchtigte Elternteil nicht zur Unterhaltszahlung ver­
urteilt werden.
3. Befindet sich ein minderjähriges Kind für dauernd 
oder auf unbestimmte Zeit in einem Heim und haben die 
Eltern diesem Kind gegenüber keine weiteren Aus­
gaben als die Bezahlung der Heimkosten, so darf der 
nichterziehungsberechtigte Elternteil zu keinem höhe­
ren Unterhalt als dem Heimkostenbetrag verurteilt 
werden.
OG, Urt. vom 19. Januar 1971 — 1 ZzF 29/70.

Das Kreisgericht hat die Ehe der Parteien geschieden. 
Das Erziehungsrecht für die aus der Ehe hervorgegan­
genen fünf minderjährigen Kinder hat es der Klägerin 
übertragen. Der Verklagte wurde verurteilt, an jedes 
der Kinder Unterhalt zu zahlen. Den Unterhaltsantrag 
der Klägerin hat es abgewiesen.
Auf die Berufung wurde das Urteil des Kreisgerichts, 
soweit es den Unterhalt für die Klägerin und die Kin­
der betrifft, abgeändert. Der Verklagte wurde verur­
teilt, an die Klägerin auf die Dauer eines Jahres monat­
lich 150 M Unterhalt zu zahlen. Für die Dauer der 
Unterhaltsverpflichtung des Verklagten gegenüber der

Klägerin wurden jedem Kind jeweils monatlich 40 M 
zugesprochen. Für die Zeit danach wurden den über 
12 Jahre alten Kindern Rosemarie, Gisela und Hanne­
lore monatlich je 60 M und den noch nicht 12 Jahre 
alten Kindern Wolfgang und Ralf zunächst monatlich 
55 M bis zum 12. Lebensjahr und je 60 M für die 
folgende Zeit zuerkannt.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kässationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Das Bezirksgericht hat die Unterhaltsentscheidung des 
Kreisgerichts z.u Recht abgeändert. Das Kreisgericht 
hatte lediglich diejenigen Kriterien festgestellt und be­
rücksichtigt, die gegen die Gewährung einer Unter­
haltsleistung für die Klägerin sprechen, so deren Mög­
lichkeit, trotz verminderter Erwerbsfähigkeit leichte 
Arbeiten verrichten zu können, und die Aufnahme in­
timer Beziehungen zu einem anderen Mann vor der 
Ehescheidung. Es hatte unterlassen, auch die anderen, 
für eine Unterhaltsgewährung sprechenden Umstände 
zu berücksichtigen und alle Fakten gegeneinander ab­
zuwägen und in ihrem Zusammenhang zu würdigen. 
Unter Berücksichtigung dessen, daß die Klägerin wäh­
rend ihrer 17jährigen Ehe im Einverständnis mit dem 
Verklagten den Haushalt versorgt und die Kinder er­
zogen hat und sich unter erschwerten Bedingungen bei 
Ausübung des Erziehungsrechts für die gemeinsamen 
Kinder der Parteien und bei erheblicher Erwerbs­
minderung auf eine berufliche Tätigkeit umstellen 
muß, war die Abweisung ihres Antrags auf Unterhalt 
für sie aus den vom Kreisgericht angeführten Gesichts­
punkten nicht begründet. Die gegen die Unterhalts­
gewährung sprechenden Umstände konnten sich allen­
falls auf die Zeitdauer und die Höhe des Unterhalts 
auswirken (vgl. OG, Urteil vom 11. Juni 1970 — 1 ZzF 
7/70 — NJ 1970 S. 624).
Allerdings könnten andere, weder vom Kreisgericht 
noch vom Bezirksgericht bisher berücksichtigte Um­
stände der Zuerkennung von Unterhalt entgegenstehen.
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